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36. Kundmachung: Berichtigung eines Vorbehalts Spaniens zum Übereinkommen über die Zuständigkeit
der Behörden und das anzuwendende Recht auf dem Gebiet des Schutzes von Min-
derjährigen

37. Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften über die Errichtung sowie die Privilegien und Immunitäten der Dele-
gation der Kommission der Europäischen Gemeinschaften in der Republik Österreich
(NR: GP XVII RV 306 AB 339 S. 34. BR: AB 3352 S. 492.)

38. Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen; Änderungsprotokoll zum Übereinkommen über das
öffentliche Beschaffungswesen
(NR: GP XVII RV 140 AB 205 S. 23. BR: AB 3290 S. 489.)

39. Antarktis-Vertrag
(NR: GP XVII RV 114 AB 191 S. 23. BR: AB 3318 S. 490.)

36. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
22. Dezember 1987 betreffend die Berichti-
gung eines Vorbehalts Spaniens zum Überein-
kommen über die Zuständigkeit der Behörden
und das anzuwendende Recht auf dem Gebiet

des Schutzes von Minderjährigen

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200,
wird kundgemacht:

Nach Mitteilung der Niederländischen Regie-
rung hat Spanien den Wortlaut seines zu Artikel 13

Absatz 3 des Übereinkommens über die Zuständig-
keit der Behörden und das anzuwendende Recht
auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen
(BGBl. Nr. 446/1975, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 550/1987) erklärten
Vorbehalts berichtigt, der nunmehr wie folgt lautet:

„Spanien beschränkt die Anwendung dieses
Übereinkommens auf Minderjährige, die einem
Vertragsstaat angehören."

Vranitzky

37.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REGIERUNG DER
REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER
KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN ÜBER DIE
ERRICHTUNG SOWIE DIE PRIVILE-
GIEN UND IMMUNITÄTEN DER DELE-
GATION DER KOMMISSION DER
EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

IN DER REPUBLIK ÖSTERREICH

Die Regierung der Republik Österreich (im fol-
genden „Regierung" genannt) und die Kommission
der Europäischen Gemeinschaften (im folgenden
„Kommission" genannt),
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von dem Wunsch geleitet, die zwischen der
Republik Österreich und den Europäischen
Gemeinschaften bestehenden freundschaftlichen
Beziehungen zu verstärken und zu festigen,

von dem Wunsch geleitet, die Bestimmungen
über die Errichtung einer Delegation der Kommis-
sion in der Republik Österreich und deren Privile-
gien und Immunitäten festzulegen,

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Die Regierung stimmt der Errichtung einer Dele-
gation der Kommission in der Republik Österreich
zu.

Artikel 2

(1) Die Europäischen Gemeinschaften — die
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, die
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die
Europäische Atomgemeinschaft — besitzen jede
für sich in der Republik Österreich Rechtspersön-
lichkeit.

(2) Diese Gemeinschaften haben die Fähigkeit,
Verträge abzuschließen, das für die Einrichtung
und die Tätigkeit der Delegation erforderliche
unbewegliche und bewegliche Eigentum zu erwer-
ben und zu veräußern und gerichtliche Verfahren
einzuleiten, wobei sie von der Kommission in der
Republik Österreich vertreten werden.

Artikel 3

(1) Die Delegation der Kommission, ihr Leiter
und die Mitglieder ihres Personals, einschließlich
der zu ihrem Haushalt gehörenden Familienmit-
glieder, genießen in der Republik Österreich diesel-
ben Privilegien und Immunitäten, wie sie gemäß
den Bestimmungen des Wiener Übereinkommens
über diplomatische Beziehungen vom 18. April
1961 den in der Republik Österreich beglaubigten
diplomatischen Vertretungen, ihren Leitern und
den Mitgliedern ihres Personals, einschließlich der
zu ihrem Haushalt gehörenden Familienmitglieder,
gewährt werden.

(2) Die anderen Bestimmungen des Wiener
Übereinkommens über diplomatische Beziehungen
vom 18. April 1961 werden mutatis mutandis ange-
wendet.

(3) Dieses Abkommen berührt nicht den Noten-
wechsel vom 11. Juli 1980 zwischen der Republik
Österreich und der Kommission über die Anerken-
nung der von den Europäischen Gemeinschaften
für ihre Mitglieder und Bediensteten ihrer Organe
ausgestellten Ausweise als gültige Reisedokumente.
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Artikel 4

Diese Privilegien und Immunitäten werden unter
der Voraussetzung eingeräumt, daß gemäß den
Bestimmungen des Artikels 17 des Protokolls über
die Privilegien und Immunitäten der Europäischen
Gemeinschaften, das dem am 8. April 1965 in Brüs-
sel geschlossenen Vertrag zur Einsetzung eines
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften ange-
schlossen ist, die Mitgliedstaaten der Europäischen
Gemeinschaften der Mission der Republik Öster-
reich bei den Europäischen Gemeinschaften, ihrem
Leiter und den Mitgliedern ihres Personals, ein-
schließlich der zu ihrem Haushalt gehörenden
Familienmitglieder, dieselben Privilegien und
Immunitäten gewähren.

Artikels

Jede Meinungsverschiedenheit hinsichtlich der
Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens ist
durch Konsultationen zwischen den beiden Par-
teien mit dem Ziel der Herstellung eines Einverneh-
mens beizulegen.

Artikel 6

(1) Dieses Abkommen tritt am 1. Jänner 1988 in
Kraft, sofern die Vertragsparteien einander vor die-
sem Zeitpunkt mitgeteilt haben, daß die hiefür
erforderlichen Verfahren abgeschlossen sind.

(2) Erfolgt diese Mitteilung nach dem 1. Jänner
1988, so tritt dieses Abkommen am ersten Tag des
zweiten Monats in Kraft, der auf die im Absatz 1
genannte Mitteilung folgt.

ZU URKUND DESSEN haben die dazu gehö-
rig befugten Unterfertigten dieses Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Wien, am 15. Oktober 1987
in zwei Urschriften in deutscher und französischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die Regierung der Republik Österreich:
Mock m. p.

Für die Kommission der Europäischen Gemein-
schaften :

De Clercq m. p.

Die Mitteilungen gemäß Artikel 6 Absatz 1 des Abkommens wurden am 16. Dezember 1987 bzw. am
17. Dezember 1987 abgegeben; das Abkommen tritt daher gemäß seinem Artikel 6 Absatz 1 mit 1. Jänner
1988 in Kraft.

Vranitzky
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38.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

ALLGEMEINES ZOLL-
UND HANDELSABKOM-

MEN

ÄNDERUNGSPROTO-
KOLL ZUM ÜBEREIN-
KOMMEN ÜBER DAS
ÖFFENTLICHE BESCHAF-

FUNGSWESEN

Die Vertragsparteien des Über-
einkommens über das öffentliche
Beschaffungswesen *) (im folgen-
den als „Übereinkommen"
bezeichnet),

ENTSPRECHEND Artikel
IX Absatz 7 des Übereinkom-
mens,

VEREINBAREN HIERMIT
eine Änderung des Übereinkom-
mens wie folgt:

Artikel I

1. Artikel I Absatz 1 a:

Erster Satz: „die Beschaffung
von Waren" wird gestrichen und
durch „jede Beschaffung von
Waren durch solche Methoden
wie Kauf oder Miete, Pacht und
Mietkauf, mit oder ohne Kaufop-
tion" ersetzt.

2. Artikel I Absatz 1 b:

(1) „150 000 SZR" im ersten
und zweiten Satz wird durch
„130 000 SZR" ersetzt.

(2) Hinzufügung von Fuß-
note 3) zum ersten Satz:

,,3) Dieses Übereinkommen gilt für
jeden Beschaffungsauftrag, für wel-
chen der Vertragswert zum Zeitpunkt
der Veröffentlichung der Bekanntma-
chung gemäß Artikel V Absatz 4
gleich dem Schwellenwert oder diesen
übersteigend geschätzt wird."

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 452/1981
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(3) Dritter Satz: Text nach
dem Komma wird wie folgt neu-
gefaßt:

„gilt als Anwendungsgrundlage
dieses Übereinkommens entwe-
der der tatsächliche Wert von
ähnlichen wiederkehrenden Auf-
trägen während des vergangenen
Geschäftsjahres oder der vergan-
genen zwölf Monate, wenn mög-
lich angepaßt an vorhersehbare
Änderungen in Menge und Wert
über die folgenden zwölf
Monate, oder der geschätzte
Wert von wiederkehrenden Auf-
trägen in dem Geschäftsjahr oder
den zwölf Monaten, welche dem
Erstauftrag folgen. Die Auswahl
der Bewertungsmethode durch
die Beschaffungsstelle darf nicht
in der Absicht erfolgen, das Über-
einkommen zu umgehen."

(4) Hinzufügung nach dem
abgeänderten dritten Satz:

„In Fällen von Aufträgen für die
Miete, Pacht oder den Mietkauf
von Produkten gilt als Grundlage
für die Berechnung des Auftrags-
wertes :

i) im Falle von Verträgen
mit festgesetzter Dauer
ist die Berechnung bei
einer Laufzeit von höch-
stens zwölf Monaten auf
den gesamten Auftrags-
wert während der Lauf-
zeit, oder bei einer Lauf-
zeit von mehr als zwölf
Monaten auf den
Gesamtwert einschließ-
lich des geschätzten Rest-
wertes zu gründen;

ii) im Falle von Verträgen
für einen unbeschränkten
Zeitraum die monatliche
Teilzahlung multipliziert
mit achtundvierzig;

iii) in Zweifelsfällen ist die
zweite Berechnungs-

grundlage nämlich ii
anzuwenden.

In Fällen wo eine beabsichtigte
Beschaffung den Bedarf von
Optionsklauseln angibt, gilt als
Grundlage für die Anwendung
dieses Übereinkommens der

30
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Gesamtwert der maximal erlaub-
ten Ankäufe, Miete, Pacht oder
Mietkäufe, einschließlich der
Optionskäufe;"

Artikel II

1. Hinzufügung eines neuen
Artikels II Absatz 2:

„2. In bezug auf alle Gesetze,
Vorschriften, Verfahren und
Praktiken betreffend das unter
dieses Übereinkommen fallende
öffentliche Beschaffungswesen
stellen die Vertragsparteien
sicher,

a) daß ihre Beschaffungsstel-
len einen örtlichen Lieferer
nicht auf Grund des Grades
der Zugehörigkeit zu oder
des Besitzes durch eine aus-
ländische Gesellschaft
ungünstiger behandeln als
einen anderen örtlichen Lie-
ferer;

b) daß ihre Beschaffungsstel-
len nicht örtliche Lieferer
auf Grund des Herstel-
lungslandes der gelieferten
Ware diskriminieren, vor-
ausgesetzt, daß das Herstel-
lungsland eine Vertragspar-
tei gemäß den Bestimmun-
gen von Absatz 4 dieses
Artikels ist."

2. Neunumerierung der
Absätze 2 und 3 auf Absätze 3
und 4.

Artikel III

1. Artikel III Absatz 3:

Im letzten Satz wird „die
Waren kaufen" durch „die
Waren beschaffen" ersetzt.

2. Artikel III Absatz 7:

Die Bezugnahme auf Absatz 13
ist durch eine Bezugnahme auf
Absatz 14 zu ersetzen.

3. Hinzufügung eines neuen
Artikels III Absatz 10:

„10. Die in Absatz 8 und 9 oben
angeführte technische Hilfe
würde die Übersetzung der Qua-



14. Stück — Ausgegeben am 22. Jänner 1988 — Nr. 38 511

lifikationsdokumentation und der
Angebote von Lieferern aus Ent-
wicklungsländern aus einer von
der Beschaffungsstelle bezeichne-
ten offiziellen GATT-Sprache
einschließen, außer wenn die
Industrieländer eine Übersetzung
als belastend betrachten, in wel-
chem Fall den Entwicklungslän-
dern auf ihre Aufforderung an
die Industrieländer oder ihre
Beschaffungsstellen hin eine
Erklärung gegeben wird."

4. Neunumerierung der
Absätze 10 bis 14 auf Absätze 11
bis 15.

5. Artikel III Absatz 10 (wird
Artikel III Absatz 11):

„Bekanntmachung geplanter
Käufe" im ersten Satz wird durch
„Bekanntmachungen geplanter
Beschaffungen" ersetzt; und
„gekauften oder zu kaufenden"
wird durch „beschafften oder zu
beschaffenden" ersetzt.

6. Artikel III Absatz 12 (wird
Artikel III Absatz 13):

Im letzten Satz wird „des
geplanten Kaufes" durch „der
geplanten Beschaffung" ersetzt.

Artikel IV

1. Artikel IV Absatz 1:

„zu kaufenden" wird durch
„zu beschaffenden" im ersten
Satz ersetzt.

2. Hinzufügung eines neuen
Artikels IV Absatz 4:

„4. Eine Beschaffungsstelle darf
nicht auf eine den Wettbewerb
ausschaltende Art und Weise von
einer Firma, welche ein geschäft-
liches Interesse an der Beschaf-
fung haben kann, Ratschläge ein-
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holen oder annehmen, welche bei
der Vorbereitung der Spezifika-
tionen für eine bestimmte
Beschaffung verwendet werden
können."

Artikel V

1. Artikel V Absatz 1:

Die Bezugnahmen auf die
Absätze „7" und „15" sind durch
„8" bzw. „16" zu ersetzen.

2. Artikel V Absatz 2 b:

(1) Hinzufügung eines neuen
Satzes am Beginn der bestehen-
den Bestimmung:

„jegliche Bedingungen für die
Teilnahme an Vergabeverfahren
sind auf solche zu beschränken,
welche wesentlich sind, um
sicherzustellen, daß die Firma
den betreffenden Auftrag erfüllen
kann."

(2) Der gegenwärtige Satz
„alle von den Lieferern usw." soll
mit einem Großbuchstaben begin-
nen. Der Strichpunkt am Ende
des bestehenden Satzes soll durch
einen Punkt ersetzt werden.
Danach ist der folgende Satz hin-
zuzufügen:

„Die finanzielle, wirtschaftliche
und technische Leistungsfähigkeit
eines Lieferers wird sowohl auf
der Grundlage der globalen
Geschäftstätigkeit dieses Lieferers
als auch seiner Tätigkeit in dem
Gebiet der Beschaffungsstelle
beurteilt, wobei die Rechtsbezie-
hungen zwischen den Liefereror-
ganisationen gebührend berück-
sichtigt werden;"

3. Artikel V Absatz 2 c:

„einen bestimmten geplanten
Kauf" im ersten und zweiten Satz
ist durch „eine bestimmte
geplante Beschaffung" und
„einem bestimmten Kauf" im
dritten Satz durch „einer
bestimmten geplanten Beschaf-
fung" zu ersetzen.

4. Artikel V Absatz 2 d:
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Zwischen „sorgen dafür," und
„daß alle qualifizierten Lieferer"
sind folgende Wörter hinzuzufü-
gen:

„daß Lieferer jederzeit die
Qualifizierung beantragen kön-
nen; und"

5. Hinzufügung eines neuen
Artikels V Absatz 2f:

,,f) die Vertragsparteien sorgen
dafür, daß

i) jede Beschaffungs-
stelle und ihre zuge-
hörigen Stellen ein
einheitliches Qualifi-
kationsverfahren an-
wenden, ausgenom-
men in Fällen von
gebührend belegtem
Bedarf für andere
Verfahren;

ii) Anstrengungen un-
ternommen werden,
um Unterschiede
zwischen den ver-
schiedenen Beschaf-
fungsstellen zu ver-
ringern;"

6. Artikel V Absatz 2 f (wird
Artikel V Absatz 2 g):

Die Wörter „a) bis e)" werden
durch ,,a) bis f)" ersetzt.

7. Hinzufügung eines neuen
Artikels V Absatz 3:

„3. Die Beschaffungsstellen
geben potentiellen Lieferern
keine Informationen bezüglich
einer speziellen Beschaffung wel-
che die Wirkung einer Wettbe-
werbsausschaltung hätte."

8. Artikel V Absatz 3 bis 16
wird auf Artikel V Absatz 4 bis 17
umnumeriert.

9. Artikel V Absatz 3 (wird
Artikel V Absatz 4):

„eines geplanten Kaufes" in
der Überschrift wird durch „einer
geplanten Beschaffung" und
„jeder geplante Kauf" im ersten
Satz wird durch „jede geplante
Beschaffung" ersetzt.

10. Artikel V Absatz 4 (wird
Artikel V Absatz 5):
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„eines (des) geplanten Kaufes"
im ersten Satz, im ersten und
zweiten Teil dieser Bestimmung
ist durch „einer (der) geplanten
Beschaffung" zu ersetzen.

11. Artikel V Absatz 4 a (wird
Artikel V Absatz 5 a):

Neuformulierung wie folgt:

„Art und Menge der zu liefern-
den Waren, einschließlich Optio-
nen für zusätzliche Mengen, und
wenn möglich eine Schätzung des
Zeitpunktes, an dem solche
Optionen ausgeübt werden; im
Falle von wiederkehrenden Auf-
trägen die Art und Menge sowie
wenn möglich eine Schätzung des
Zeitpunktes der nachfolgenden
Bekanntmachungen von Aus-
schreibungen für die zu beschaf-
fenden Waren;"

12. Der Punkt nach dem
Unterabsatz 4 g — wird 5 g —
wird durch einen Strichpunkt er-
setzt.

13. Hinzufügung eines neuen
Artikels V Absatz 5 h:

,,h) ob die Beschaffungsstelle
Angebote für Kauf, Miete,
Pacht oder Mietkauf oder
für mehr als eine dieser
Methoden einholt."

14. Artikel V Absatz 5 (wird
Artikel V Absatz 6):

„jeden geplanten Kauf" im
ersten Satz wird durch „jede
geplante Beschaffung" ersetzt.

15. Artikel V Absatz 6 a (i)
[wird Artikel 5 Absatz 7 a (i)]:

„eingekauft" wird durch
„beschafft" ersetzt.

16. Artikel V Absatz 6 c (wird
Artikel V Absatz 7 c):

Die Bezugnahme auf „Absatz
3" wird durch „Absatz 4" ersetzt.
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17. Artikel V Absatz 7 (wird
Artikel V Absatz 8):

(1) „einem bestimmten geplan-
ten Kauf" im ersten Satz wird
durch „eine bestimmte geplante
Beschaffung" ersetzt.

(2) Die Bezugnahme auf
„Absätzen 2 bis 6" wird durch
„Absätzen 2 bis 7" ersetzt.

18. Artikel V Absatz 8 (wird
Artikel V Absatz 9):

„eines geplanten Kaufes" im
ersten Satz wird durch „einer
geplanten Beschaffung" und
„einen bestimmten geplanten
Kauf" im zweiten Satz wird
durch „eine bestimmte geplante
Beschaffung" ersetzt.

19. Artikel V Absatz 9 a (wird
Artikel V Absatz 10 a):

„des geplanten Kaufes" wird
durch „der geplanten Beschaf-
fung" ersetzt.

20. Artikel V Absatz 9 b (wird
Artikel V Absatz 10 b):

Neuformulierung wie folgt:
„In Übereinstimmung mit den

angemessenen Bedürfnissen der
Beschaffungsstellen werden bei
der Festsetzung eines Lieferter-
mins Faktoren wie die Komplexi-
tät der geplanten Beschaffung,
das Ausmaß der zu erwartenden
Weitervergabe, eine realistische
Zeitspanne für die Herstellung,
Entnahme vom Lager und Beför-
derung der Waren von den Lie-
ferorten berücksichtigt."

21. Artikel V Absatz 10 a (wird
Artikel V Absatz l l a ) :

„dreißig Tage" wird durch
„vierzig Tage" und „Absatz 3"
wird durch „Absatz 4" ersetzt.

22. Artikel V Absatz 10 b (wird
Artikel V Absatz l l b):

(1) „dreißig Tage" und
„Absatz 3" im ersten Satz wird
durch „fünfundzwanzig Tage"
und „Absatz 4 dieses Artikels"
ersetzt;
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(2) „dreißig Tage" im zweiten
Satz wird durch „vierzig Tage"
ersetzt.

23. Artikel V Absatz 10 c (wird
Artikel V Absatz l l c):

(1) „dreißig Tage" im ersten
Satz wird durch „vierzig Tage"
ersetzt;

(2) „Absatz 3" und „dreißig
Tage" im zweiten Satz wird
durch „Absatz 4 dieses Artikels"
und „vierzig Tage" ersetzt.

24. Artikel V Absatz 10 d (wird
Artikel V Absatz 11 d):

Neuformulierung wie folgt:
,,d) Die Fristen nach a, b und c

können verkürzt werden,
wenn es sich um die zweite
oder weitere Veröffentli-
chung nach Absatz 5 dieses
Artikels betreffend Aufträge
wiederkehrender Art han-
delt. In diesem Fall darf die
Frist für die Entgegen-
nahme von Angeboten in
keinem Fall kürzer als fünf-
undzwanzig Tage sein. Die
zweite oder nachfolgende
Veröffentlichung soll eine
Bezugnahme auf die erste
Veröffentlichung enthal-
ten."

25. Hinzufügung eines neuen
Artikels V Absatz 11 e:

„e) die Fristen nach a, b, c und
d können verkürzt werden,
wenn eine von der Beschaf-
fungsstelle gebührend
begründete Dringlichkeit
die betreffenden Fristen
unpraktikabel macht, dür-
fen jedoch in keinem Fall
weniger als zehn Tage ab
dem Datum der Veröffentli-
chung nach Absatz 4 dieses
Artikels umfassen."

26. Hinzufügung eines neuen
Artikels V Absatz 11 f:

,,f) Die Vertragsparteien stel-
len sicher, daß ihre Beschaf-
fungsstellen eventuellen
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Verzögerungen bei der Ver-
öffentlichung gebührend in
Rechnung stellen, wenn sie
die Fristen für die Entge-
gennahme von Angeboten
oder für Anträge auf Einla-
dung zur Angebotsabgabe
festsetzen."

27. Artikel V Absatz 12 (wird
Artikel V Absatz 13):

Neuformulierung des ersten
Teils wie folgt:

„13. Die den Lieferern zur Verfü-
gung gestellten Ausschreibungs-
unterlagen enthalten alle Anga-
ben, die für sie notwendig sind,
um entsprechende Angebote ein-
reichen zu können, einschließlich
Angaben, die in der Bekanntma-
chung der geplanten Beschaffung
angeführt werden müssen, mit
Ausnahme von Absatz 5 g dieses
Artikels, sowie die folgenden
Angaben:"

28. Artikel V Absatz 14 h (wird
Artikel V Absatz 15 h):

Am Ende der bestehenden
Bestimmung wird ein Satz wie
folgt hinzugefügt:

„Bei der begrenzten Anzahl von
Fällen, in denen Kompensations-
möglichkeiten oder ähnliche
Bedingungen gefordert werden,
sind diese Anforderungen in der
Bekanntmachung der geplanten
Beschaffung und in den Aus-
schreibungsunterlagen enthal-
ten;"

29. Anmerkungen: Artikel V
Absatz 14 h (wird Artikel V
Absatz 15 h):

(1) Die Bezugnahme im ersten
Satz auf „Absatz 14 h" ist durch
„Absatz 15 h" zu ersetzen.

(2) Hinzufügung eines zweiten
Satzes wie folgt:

„Falls diese Erfordernisse
bekannt sind, sind sie in der

31
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Bekanntmachung der geplanten
Beschaffung und den Ausschrei-
bungsunterlagen anzugeben."

30. Hinzufügung eines neuen
Artikels V Absatz 15 i:

,,i) Optionsklauseln dürfen
nicht zur Umgehung der
Bestimmungen des Überein-
kommens verwendet wer-
den;"

31. Hinzufügung eines neuen
Artikels V Absatz 15 j :

,,j) Zuschläge erfolgen gemäß
den in den Ausschreibungs-
unterlagen angeführten Kri-
terien und wesentlichen
Erfordernissen."

32. Artikel V Absatz 15 (wird
Artikel V Absatz 16):

Die Bezugnahme auf „Absätze
1 bis 14" im ersten Satz ist durch
„Absätze 1 bis 15" zu ersetzen.

33. Artikel V Absatz 15 d (wird
Artikel V Absatz 16 d):

(1) „zu kaufen" wird durch
„zu beschaffen" ersetzt.

(2) Hinzufügung der Fuß-
note 4) am Ende der Bestimmung
wie folgt:

„4) Es gilt als vereinbart, daß
„bestehende Anlagen" gemäß Bezug-
nahme in Artikel V Absatz 16 d Soft-
ware in dem Ausmaß enthalten, als
die Erstbeschaffung der Software
dem Übereinkommen unterworfen
war."

34. Artikel V Absatz 15 e (wird
Artikel V Absatz 16 e):

(1) Im ersten Satz wird „kauft"
durch „beschafft" ersetzt. Im
zweiten Satz werden „Käufe"
durch „Beschaffungen" und die
Bezugnahme auf „Absätzen 1 bis
14" durch „Absätzen 1 bis 15"
ersetzt.

(2) Fußnote 3) wird auf Fuß-
note 5) umnumeriert.
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35. Artikel V Absatz 16 (wird
Artikel V Absatz 17):

(1) Im zweiten Satz wird „pur-
chasing" durch „procuring" und
„gekauften" durch „beschafften"
ersetzt.

(2) Die Bezugnahmen im
ersten und zweiten Satz auf
„Absatz 15" sind durch
„Absatz 16" zu ersetzen.

Artikel VI

1. Artikel VI Absatz 1:

Einführung des folgenden
neuen Absatzes 1:

„1. Die Beschaffungsstellen ver-
öffentlichen spätestens sechzig
Tage nach erfolgtem Zuschlag
des Auftrages (der Aufträge)
gemäß Artikel V Absatz 15 oder
16 eine Bekanntmachung in dem
entsprechenden Publikationsor-
gan gemäß Anhang II.

Diese Bekanntmachungen ent-
halten 6):

a) Art und Menge der Waren
des (der) vergebenen Auf-
trages (Aufträge);

b) Name und Adresse der ver-
gebenden Beschaffungs-
stelle;

c) Datum des Zuschlages;
d) Name(n) und Adresse(n)

des (der) erfolgreichen Bie-
ters);

e) Wert des (der) erfolgrei-
chen Angebote(s) oder
höchstes und niedrigstes bei
der Vergabe berücksichtig-
tes Angebot;

f) gegebenenfalls Bezeichnung
der gemäß Artikel V
Absatz 4 veröffentlichten
Bekanntmachung;

g) Art des verwendeten Ver-
fahrens;

h) gegebenenfalls Begründung
für die Verwendung dieses
Verfahrens gemäß Artikel 5
Absatz 16."

,,6) Es gilt als vereinbart, daß
bestimmte Informationen über die
Zuschlagserteilung bei jenen Aufträ-

32
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gen nicht veröffentlicht werden kön-
nen, wo die Freigabe solcher Informa-
tionen die Vollstreckung beeinträchti-
gen würde oder auf andere Weise
dem öffentlichen Interesse zuwider-
laufen würde oder das berechtigte
wirtschaftliche Interesse bestimmter
Unternehmen öffentlicher oder priva-
ter Art beeinträchtigen würde oder
dem fairen Wettbewerb zwischen Lie-
ferern abträglich wäre."

2. Der bestehende Artikel VI
Absatz 1 bis 9 wird auf Artikel VI
Absatz 2 bis 10 umnumeriert.

3. Artikel VI Absatz 3 (wird
Artikel VI Absatz 4):

Der Punkt am Ende der
Bestimmung wird durch ein
Komma ersetzt, und folgendes
wird hinzugefügt:

„über den Wert oder die Werte
der Angebote sowie den Namen
und die Adresse des erfolgreichen
Bieters. Es wird vereinbart, daß
die in Absatz 9 dieses Artikels
enthaltenen Kriterien auch auf
die vorstehend angeführten Infor-
mationsanforderungen Anwen-
dung finden."

4. Artikel VI Absatz 4 (wird
Artikel VI Absatz 5):

„purchasing" wird durch „pro-
curing" ersetzt.

5. Artikel VI Absatz 6 (wird
Artikel VI Absatz 7):

Im ersten Satz wird „der Kauf"
durch „die Beschaffung" ersetzt.
Im zweiten Satz wird „den Kauf"
durch „die Beschaffung" ersetzt.
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6. Artikel VI Absatz 9 (wird
Artikel VI Absatz 10):

Der erste Satz wird wie folgt
geändert:

„Die Vertragsparteien stellen
jährlich Statistiken über ihre
Beschaffungen im Rahmen dieses
Übereinkommens zusammen und
übermitteln sie dem Komitee."

7. Artikel VI Absatz 9 a (wird
Artikel VI Absatz 10 a):

Das zweite Wort, „globale",
wird gestrichen, der Strichpunkt
am Ende wird gestrichen und fol-
gender Text wird hinzugefügt:
„auf einer globalen Basis und
nach Beschaffungsstellen aufge-
gliedert;"

8. Artikel VI Absatz 9 b (wird
Artikel VI Absatz 10 b):

Änderung wie folgt:

,,b) eine Statistik über Zahl und
Gesamtwert der vergebenen
Aufträge über dem Schwel-
lenwert, aufgegliedert nach
Beschaffungsstellen, Wa-
renkategorien auf der
Grundlage eines einheitli-
chen, vom Komitee zu
bestimmenden Klassifika-
tionssystems und Ur-
sprungsland der Ware;"

9. Artikel VI Absatz 9 c (wird
Artikel VI Absatz 10 c):

Änderung wie folgt:
,,c) eine Statistik, aufgegliedert

nach Beschaffungsstellen
und Warenkategorien, über
Zahl und Gesamtwert der
Aufträge, die in jedem der
Fälle nach Artikel V
Absatz 16 vergeben wurden,
unter Anführung des
Ursprungslandes der
Ware;"

10. Hinzufügung eines neuen
Artikels VI Absatz 10 d:

,,d) eine Statistik, aufgegliedert
nach Beschaffungsstellen,
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über Zahl und Gesamtwert
der Aufträge, welche unter
den in Anhang I angeführ-
ten Abweichungen von dem
Übereinkommen vergeben
wurden."

Artikel VII

1. Artikel VII Absatz 1:

Im zweiten Satz wird nach
dem Wort „Vorsitzenden" „und
stellvertretenden Vorsitzenden"
hinzugefügt.

2. Artikel VII Absatz 5:

Die Bezugnahme auf ,Arti-
kel VI Absatz 8" ist durch „Arti-
kel VI Absatz 9" zu ersetzen.

Artikel IX

Artikel IX Absatz 3:

Fußnote 4) ist auf Fußnote 7)
umzunumerieren.

Anhang II

Die Bezugnahme auf „Arti-
kel V Absatz 3" in der Über-
schrift ist durch „Artikel V
Absatz 4" zu ersetzen. Das Wort
„Käufe" ist durch „Beschaffun-
gen" zu ersetzen.

Anhang III

Die Bezugnahme auf „Arti-
kel V Absatz 6" ist durch „Arti-
kel V Absatz 7" zu ersetzen.

Anhang IV

Die Bezugnahme auf „Arti-
kel VI Absatz 1" ist durch .Arti-
kel VI Absatz 2" zu ersetzen.
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Dieses Protokoll wird bei dem
Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN des Allge-
meinen Zoll- und Handelsab-
kommens hinterlegt, welcher
unverzüglich jeder Vertragspartei
des Übereinkommens und jeder
Vertragspartei des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommens
eine beglaubigte Abschrift und
eine Verständigung über jede
Annahme des Protokolls übermit-
telt.

Dieses Protokoll liegt bis
1. Oktober 1987 den Vertrags-
parteien des Übereinkommens
zur Annahme durch Unterzeich-
nung oder in anderer Form auf,
wobei eine Verlängerung des
Zeitraumes, in welchem dieses
Protokoll angenommen werden
kann, durch Beschluß des Komi-
tees für das öffentliche Beschaf-
fungswesen über dieses Datum
hinaus ebenfalls möglich ist.

Vorbehalte gegen Bestimmun-
gen dieses Protokolls können
nicht gemacht werden.

Dieses Protokoll tritt am neun-
zigsten Tag nach dem Datum sei-
ner Annahme durch alle Ver-
tragsparteien des Übereinkom-
mens in Kraft, jedoch nicht vor
dem 1. Jänner 1988.

Dieses Protokoll wird gemäß
den Bestimmungen von Arti-
kel 102 der Satzung der Verein-
ten Nationen registriert.

Geschehen zu Genf am zwei-
ten Februar neunzehnhundertsie-
benundachtzig in einer Urschrift
in englischer, französischer und
spanischer Sprache, wobei jeder
Wortlaut gleichermaßen verbind-
lich ist.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Annahmeur-
kunde wurde am 4. September 1987 beim Generaldirektor des GATT hinterlegt; das Änderungsprotokoll
tritt gemäß dem 4. Absatz der Schlußbestimmungen mit 14. Feber 1988 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generaldirektors des GATT haben das Änderungsprotokoll ferner angenom-
men:

Finnland, Hongkong, Israel, Japan, Kanada, Norwegen, Schweiz, Schweden, Singapur, Vereinigte
Staaten und die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft.

Vranitzky
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39.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

Antarktis-Vertrag

Die Regierungen Argentiniens,
Australiens, Belgiens, Chiles, der
Französischen Republik, Japans,
Neuseelands, Norwegens, der
Südafrikanischen Union, der
Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken, des Vereinigten
Königreichs Großbritannien und
Nordirland und der Vereinigten
Staaten von Amerika,

in der Erkenntnis, daß es im
Interesse der ganzen Menschheit
liegt, die Antarktis für alle Zeiten
ausschließlich für friedliche
Zwecke zu nutzen und nicht zum
Schauplatz oder Gegenstand
internationaler Zwietracht wer-
den zu lassen;

in Anerkennung der bedeuten-
den wissenschaftlichen Fort-
schritte, die sich aus der interna-
tionalen Zusammenarbeit bei der
wissenschaftlichen Forschung in
der Antarktis ergeben;

überzeugt, daß die Schaffung
eines festen Fundaments für die
Fortsetzung und den Ausbau die-
ser Zusammenarbeit auf der
Grundlage der Freiheit der wis-
senschaftlichen Forschung in der
Antarktis, wie sie während des
Internationalen Geophysikali-
schen Jahres gehandhabt wurde,
den Interessen der Wissenschaft
und dem Fortschritt der ganzen
Menschheit entspricht;

sowie in der Überzeugung, daß
ein Vertrag, der die Nutzung der
Antarktis für ausschließlich fried-
liche Zwecke und die Erhaltung
der internationalen Eintracht in
der Antarktis sichert, die in der
Charta der Vereinten Nationen
niedergelegten Ziele und Grund-
sätze fördern wird,

sind wie folgt übereingekom-
men:
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Artikel I

1. Die Antarktis wird nur für
friedliche Zwecke genutzt. Es
werden unter anderem alle Maß-
nahmen militärischer Art wie die
Einrichtung militärischer Stütz-
punkte und Befestigungen, die
Durchführung militärischer Ma-
növer sowie die Erprobung von
Waffen jeder Art verboten.

2. Dieser Vertrag steht dem
Einsatz militärischen Personals
oder Materials für die wissen-
schaftliche Forschung oder für
sonstige friedliche Zwecke nicht
entgegen.

Artikel II

Die Freiheit der wissenschaftli-
chen Forschung in der Antarktis
und die Zusammenarbeit zu die-
sem Zweck, wie sie während des
Internationalen Geophysikali-
schen Jahres gehandhabt wurden,
bestehen nach Maßgabe dieses
Vertrages fort.

Artikel III

1. Um die in Artikel II vorgese-
hene internationale Zusammenar-
beit bei der wissenschaftlichen
Forschung in der Antarktis zu
fördern, vereinbaren die
Vertragsparteien, daß, soweit
möglich und durchführbar,

a) Informationen über Pläne
für wissenschaftliche Pro-
gramme in der Antarktis
ausgetauscht werden, um
ein Höchstmaß an Wirt-
schaftlichkeit und Lei-
stungsfähigkeit der Unter-
nehmungen zu ermögli-
chen;

b) wissenschaftliches Personal
in der Antarktis zwischen
Expeditionen und Stationen
ausgetauscht wird;

c) wissenschaftliche Beobach-
tungen und Ergebnisse aus
der Antarktis ausgetauscht
und ungehindert zur Verfü-
gung gestellt werden.

2. Bei der Durchführung dieses
Artikels wird die Herstellung von
Arbeitsbeziehungen auf der
Grundlage der Zusammenarbeit
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mit denjenigen Sonderorganisa-
tionen der Vereinten Nationen
und anderen internationalen
Organisationen, die ein wissen-
schaftliches oder technisches
Interesse an der Antarktis haben,
auf jede Weise gefördert.

Artikel IV

1. Dieser Vertrag ist nicht so
auszulegen:

a) als stelle er einen Verzicht
einer Vertragspartei auf
vorher geltend gemachte
Rechte oder Ansprüche auf
Gebietshoheit in der
Antarktis dar;

b) als stelle er einen vollständi-
gen oder teilweisen Ver-
zicht einer Vertragspartei
auf die Grundlage eines
Anspruchs auf Gebietsho-
heit in der Antarktis dar, die
sich aus ihrer Tätigkeit oder
derjenigen ihrer Staatsange-
hörigen in der Antarktis
oder auf andere Weise erge-
ben könnte;

c) als greife er der Haltung
einer Vertragspartei hin-
sichtlich ihrer Anerkennung
oder Nichtanerkennung des
Rechts oder Anspruchs oder
der Grundlage für den
Anspruch eines anderen
Staates auf Gebietshoheit in
der Antarktis vor.

2. Handlungen oder Tätigkei-
ten, die während der Geltungs-
dauer dieses Vertrags vorgenom-
men werden, bilden keine Grund-
lage für die Geltendmachung,
Unterstützung oder Ablehnung
eines Anspruchs auf Gebietsho-
heit in der Antarktis und begrün-
den dort keine Hoheitsrechte.
Solange dieser Vertrag in Kraft
ist, werden keine neuen Ansprü-
che oder Erweiterungen beste-
hender Ansprüche auf Gebietsho-
heit in der Antarktis geltend
gemacht.
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Artikel V

1. Kernexplosionen und die
Beseitigung radioaktiven Abfalls
sind in der Antarktis verboten.

2. Werden internationale Über-
einkünfte über die Nutzung der
Kernenergie einschließlich von
Kernexplosionen und der Beseiti-
gung radioaktiven Abfalls
geschlossen, denen alle Vertrags-
parteien angehören, deren Ver-
treter zur Teilnahme an den in
Artikel IX vorgesehenen Tagun-
gen berechtigt sind, so finden die
durch solche Übereinkünfte fest-
gelegten Vorschriften in der
Antarktis Anwendung.

Artikel VI

Dieser Vertrag gilt für das
Gebiet südlich von 60 ° südlicher
Breite einschließlich aller Eis-
bänke; jedoch läßt dieser Vertrag
die Rechte oder die Ausübung
der Rechte eines Staates nach
dem Völkerrecht in bezug auf die
Hohe See in jenem Gebiet unbe-
rührt.

Artikel VII

1. Um die Ziele dieses Vertrags
zu errreichen und die Einhaltung
seiner Bestimmungen zu gewähr-
leisten, hat jede Vertragspartei,
deren Vertreter zur Teilnahme an
den in Artikel IX vorgesehenen
Tagungen berechtigt sind, das
Recht, Beobachter zu benennen,
welche die im vorliegenden Arti-
kel erwähnten Inspektionen
durchführen. Die Beobachter
müssen Staatsangehörige der sie
benennenden Vertragspartei sein.
Die Namen der Beobachter wer-
den jeder anderen Vertragspartei
mitgeteilt, die das Recht hat,
Beobachter zu benennen; ihre
Abberufung wird ebenfalls mitge-
teilt.

2. Jeder nach Absatz 1 benannte
Beobachter hat jederzeit völlig
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freien Zugang zu allen Gebieten
der Antarktis.

3. Alle Gebiete der Antarktis
einschließlich aller Stationen,
Einrichtungen und Ausrüstungen
in jenen Gebieten sowie alle
Schiffe und Luftfahrzeuge an
Punkten zum Absetzen oder Auf-
nehmen von Ladung oder Perso-
nal in der Antarktis stehen jedem
nach Absatz 1 benannten Beob-
achter jederzeit zur Inspektion
offen.

4. Jede der Vertragsparteien,
die ein Recht auf Benennung von
Beobachtern haben, kann jeder-
zeit Luftbeobachtungen über ein-
zelnen oder allen Gebieten der
Antarktis durchführen.

5. Jede Vertragspartei unter-
richtet zu dem Zeitpunkt, zu dem
dieser Vertrag für sie in Kraft
tritt, und danach jeweils im vor-
aus die anderen Vertragsparteien

a) über alle nach und inner-
halb der Antarktis von ihren
Schiffen oder Staatsangehö-
rigen durchgeführten Expe-
ditionen und alle in ihrem
Hoheitsgebiet organisierten
oder von dort aus durchge-
führten Expeditionen nach
der Antarktis;

b) über alle von ihren Staats-
angehörigen besetzten Sta-
tionen in der Antarktis und

c) über alles militärische Per-
sonal oder Material, das sie
unter den in Artikel I
Absatz 2 vorgesehenen Be-
dingungen in die Antarktis
verbringen will.

Artikel VIII

1. Um den nach Artikel VII
Absatz 1 benannten Beobachtern
und dem nach Artikel III
Absatz 1 Buchstabe b ausge-
tauschten wissenschaftlichen Per-
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sonal sowie den diese Personen
begleitenden Mitarbeitern die
Wahrnehmung ihrer Aufgaben
nach diesem Vertrag zu erleich-
tern, unterstehen sie — unbescha-
det der Haltung der Vertragspar-
teien bezüglich der Jurisdiktion
über alle anderen Personen in der
Antarktis — in bezug auf alle
Handlungen oder Unterlassun-
gen, die sie während ihres der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben
dienenden Aufenthalts in der
Antarktis begehen, nur der Juris-
diktion der Vertragspartei, deren
Staatsangehörige sie sind.

2. Unbeschadet des Absatzes 1
werden bis zur Annahme von
Maßnahmen nach Artikel IX
Absatz 1 Buchstabe e die
Vertragsparteien, die an einer
Streitigkeit über die Ausübung
der Jurisdiktion in der Antarktis
beteiligt sind, einander umgehend
konsultieren, um zu einer für alle
Seiten annehmbaren Lösung zu
gelangen.

Artikel IX

1. Vertreter der in der Präambel
genannten Vertragsparteien hal-
ten binnen zwei Monaten nach
Inkrafttreten dieses Vertrags in
der Stadt Canberra und danach
in angemessenen Abständen und
an geeigneten Orten Tagungen
ab, um Informationen auszutau-
schen, sich über Fragen von
gemeinsamen Interesse im
Zusammenhang mit der Antarktis
zu konsultieren und Maßnahmen
auszuarbeiten, zu erörtern und
ihren Regierungen zu empfehlen,
durch welche die Grundsätze und
Ziele des Vertrags gefördert wer-
den, darunter Maßnahmen

a) zur Nutzung der Antarktis
für ausschließlich friedliche
Zwecke;

b) zur Erleichterung der wis-
senschaftlichen Forschung
in der Antarktis;

c) zur Erleichterung der inter-
nationalen wissenschaftli-
chen Zusammenarbeit in
der Antarktis;
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d) zur Erleichterung der Aus-
übung der Inspektions-
rechte nach Artikel VH;

e) im Zusammenhang mit Fra-
gen betreffend die Aus-
übung von Gerichtsbarkeit
in der Antarktis;

f) zur Erhaltung und zum
Schutz der lebenden
Schätze in der Antarktis.

2. Jede Vertragspartei, die
durch Beitritt nach Artikel XIII
Vertragspartei geworden ist, ist
zur Benennung von Vertretern
berechtigt, die an den in Absatz 1
genannten Tagungen teilnehmen,
solange die betreffende Vertrags-
partei durch die Ausführung
erheblicher wissenschaftlicher
Forschungsarbeiten in der
Antarktis wie die Einrichtung
einer wissenschaftlichen Station
oder die Entsendung einer wis-
senschaftlichen Expedition ihr
Interesse an der Antarktis bekun-
det.

3. Berichte der in Artikel VII
genannten Beobachter werden
den Vertretern der Vertragspar-
teien übermittelt, die an den in
Absatz 1 genannten Tagungen
teilnehmen.

4. Die in Absatz 1 genannten
Maßnahmen werden wirksam,
sobald sie von allen Vertragspar-
teien genehmigt worden sind,
deren Vertreter zur Teilnahme an
den zur Erörterung dieser Maß-
nahmen abgehaltenen Tagungen
berechtigt waren.

5. Einzelne oder alle der in die-
sem Vertrag vorgesehenen
Rechte können vom Tag des
Inkrafttretens des Vertrags an
ausgeübt werden, gleichviel ob
Maßnahmen zur Erleichterung
der Ausübung solcher Rechte
nach diesem Artikel vorgeschla-
gen, erörtert oder genehmigt
worden sind.

Artikel X

Jede Vertragspartei verpflichtet
sich, geeignete, im Einklang mit
der Charta der Vereinten Natio-
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nen stehende Anstrengungen zu
unternehmen, um zu verhindern,
daß in der Antarktis eine Tätig-
keit entgegen den Grundsätzen
oder Zielen dieses Vertrags auf-
genommen wird.

Artikel XI

1. Entsteht zwischen zwei oder
mehr Vertragsparteien eine Strei-
tigkeit über die Auslegung oder
Anwendung dieses Vertrags, so
konsultieren die betreffenden
Vertragsparteien einander, um
die Streitigkeit durch Verhand-
lung, Untersuchung, Vermittlung,
Vergleich, Schiedsverfahren,
gerichtliche Beilegung oder son-
stige friedliche Mittel ihrer Wahl
beilegen zu lassen.

2. Jede derartige Streitigkeit,
die nicht auf diese Weise beige-
legt werden kann, wird — jeweils
mit Zustimmung aller Streitpar-
teien — dem Internationalen
Gerichtshof zur Beilegung unter-
breitet; wird keine Einigkeit über
die Verweisung an den Interna-
tionalen Gerichtshof erzielt, so
sind die Streitparteien nicht von
der Verpflichtung befreit, sich
weiterhin zu bemühen, die Strei-
tigkeit durch eines der verschie-
denen in Absatz 1 genannten
friedlichen Mittel beizulegen.

Artikel XII

1. a) Dieser Vertrag kann jeder-
zeit durch einhellige Übereinstim-
mung der Vertragsparteien, deren
Vertreter zur Teilnahme an den
in Artikel IX vorgesehenen
Tagungen berechtigt sind, geän-
dert oder ergänzt werden. Eine
solche Änderung oder Ergänzung
tritt in Kraft, wenn die Depositar-
regierung von allen diesen Ver-
tragsparteien die Anzeige erhal-
ten hat, daß sie sie ratifiziert
haben.

b) Danach tritt eine solche
Änderung oder Ergänzung für
jede andere Vertragspartei in
Kraft, wenn deren Ratifikations-
anzeige bei der Depositarregie-
rung eingegangen ist. Jede
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Vertragspartei, von der binnen
zwei Jahren nach Inkrafttreten
der Änderung oder Ergänzung
nach Buchstabe a keine Ratifika-
tionsanzeige eingegangen ist, gilt
mit Ablauf dieser Frist als von
dem Vertrag zurückgetreten.

2. a) Eine Konferenz aller Ver-
tragsparteien wird so bald wie
möglich abgehalten, um die Wir-
kungsweise dieses Vertrags zu
überprüfen, wenn nach Ablauf
von dreißig Jahren nach Inkraft-
treten des Vertrags eine der Ver-
tragsparteien, deren Vertreter zur
Teilnahme an den in Artikel IX
vorgesehenen Tagungen berech-
tigt sind, durch eine Mitteilung
an die Depositarregierung darum
ersucht.

b) Jede Änderung oder Ergän-
zung dieses Vertrags, die auf
einer solchen Konferenz von der
Mehrheit der dort vertretenen
Vertragsparteien einschließlich
einer Mehrheit derjenigen geneh-
migt worden ist, deren Vertreter
zur Teilnahme an den in Arti-
kel IX vorgesehenen Tagungen
berechtigt sind, wird von der
Depositarregierung allen Ver-
tragsparteien sofort nach
Abschluß der Konferenz mitge-
teilt und tritt gemäß Absatz 1 in
Kraft.

c) Ist eine solche Änderung
oder Ergänzung nicht binnen
zwei Jahren nach Mitteilung an
alle Vertragsparteien gemäß
Absatz 1 Buchstabe a in Kraft
getreten, so kann jede Vertrags-
partei jederzeit nach Ablauf die-
ser Frist der Depositarregierung
ihren Rücktritt von diesem Ver-
trag mitteilen; der Rücktritt wird
zwei Jahre nach Eingang der
Mitteilung bei der Depositarre-
gierung wirksam.



14. Stück — Ausgegeben am 22. Jänner 1988 — Nr. 39 533

Artikel XIII

1. Dieser Vertrag bedarf der
Ratifikation durch die Unter-
zeichnerstaaten. Er liegt für jeden
Staat zum Beitritt auf, der Mit-
glied der Vereinten Nationen ist,
sowie für jeden anderen Staat,
der mit Zustimmung aller Ver-
tragsparteien, deren Vertreter zur
Teilnahme an den in Artikel IX
vorgesehenen Tagungen berech-
tigt sind, zum Beitritt eingeladen
wird.

2. Die Ratifikation dieses Ver-
trags oder der Beitritt dazu wird
durch jeden Staat nach Maßgabe
seiner verfassungsrechtlichen
Verfahren durchgeführt.

3. Ratifikationsurkunden und
Beitrittsurkunden werden bei der
Regierung der Vereinigten Staa-
ten von Amerika hinterlegt, die
hiermit zur Depositarregierung
bestimmt wird.

4. Die Depositarregierung teilt
allen Unterzeichnerstaaten und
beitretenden Staaten den Tag der
Hinterlegung jeder Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde sowie den
Tag des Inkrafttretens des Ver-
trags und etwaiger Änderungen
oder Ergänzungen desselben mit.

5. Nach Hinterlegung der Rati-
fikationsurkunden durch alle
Unterzeichnerstaaten tritt dieser
Vertrag für jene Staaten und für
Staaten in Kraft, die Beitrittsur-
kunden hinterlegt haben. Danach
tritt der Vertrag für jeden beitre-
tenden Staat mit Hinterlegung
seiner Beitrittsurkunde in Kraft.

6. Die Depositarregierung läßt
diesen Vertrag nach Artikel 102
der Charta der Vereinten Natio-
nen registrieren.

Artikel XIV

Dieser Vertrag, der in engli-
scher, französicher, russischer
und spanischer Sprache abgefaßt
ist, wobei jede Fassung gleicher-
maßen authentisch ist, wird im
Archiv der Regierung der Verei-
nigten Staaten von Amerika hin-
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terlegt; diese übermittelt den
Regierungen der Unterzeichner-
staaten und beitretenden Staaten
gehörig beglaubigte Abschriften.

ZU URKUND DESSEN
haben die unterzeichneten, gehö-
rig befugten Bevollmächtigten
diesen Vertrag unterschrieben.

GESCHEHEN zu Washing-
ton am 1. Dezember 1959.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Beitrittsur-
kunde wurde am 25. August 1987 bei der Regierung der Vereinigten Staaten hinterlegt; der Vertrag ist
daher gemäß seinem Artikel XIII Abs. 5 für Österreich mit 25. August 1987 in Kraft getreten.

Nach Mitteilungen der Regierung der Vereinigten Staaten haben folgende weitere Staaten den Ver-
trag ratifiziert bzw. sind ihm beigetreten:

Argentinien, Australien, Belgien, Brasilien, Bulgarien, Bundesrepublik Deutschland, Chile, China,
Dänemark, Deutsche Demokratische Republik, Finnland, Frankreich, Griechenland, Indien, Italien,
Japan, Republik Korea, Demokratische Volksrepublik Korea, Kuba, Neuseeland, Niederlande, Norwe-
gen, Papua-Neuguinea, Peru, Polen, Rumänien, Schweden, Sowjetunion, Spanien, Südafrika, Tschecho-
slowakei, Ungarn, Uruguay, Vereinigte Staaten und Vereinigtes Königreich.

Vranitzky


